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1. Verfahrensablauf und Grundlagen (Rechtsgrundlagen)

Verfahrensablauf

SATZUNG:
Die Stadtvertretung der Stadt Neubrandenburg hat in ihrer Sitzung am 26.05.1994 den

Bebauungsplan Nr. 33 ,Brodaer Héhe” gemé&f3 § 10 BauGB als Satzung beschlossen (in
Kraft getreten am 23.11.1994).

1. ANDERUNG:

Die Satzung zur 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 ,Brodaer Héhe” wurde durch
die Stadtvertretung der Stadt Neubrandenburg am 27.02.1997 beschlossen (in Kraft getre-
ten am 21.01.1998).

2. ANDERUNG:

Die Satzung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 ,Brodaer Héhe” wurde durch
die Stadtvertretung der Stadt Neubrandenburg am 29.01.1998 beschlossen (in Kraft getre-
ten am 15.04.1998).

3. ANDERUNG:
Zur Zeit befindet sich der Bebauungsplan Nr. 33 ,Brodaer Héhe” in der 3. Anderung.

Grundlagen dieses Bauleitplanverfahrens sind das Baugesetzbuch (BauGB) vom 08.12.86
BGBI.1 S. 2254), zuletzt geéindert am 23.11.94 (BGBI.| Seiten 3486, 3489), das MaBBnah-
mengesetz zum Baugesetzbuch (BauGB-Maf3inahmenG) vom 28.04.93 (BGBI. | S. 623),
das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 12.03.87 (BGBI. | S. 890), zuletzt gedndert
am 06.08.93 (BGBI.I S. 1458), die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.90
(BGBI. 1'S. 133), zuletzt gedindert am 22.04.93 (BGBI. | S.466, 479) die Planzeichenver-
ordnung (PlanzV) vom 18.12.90 (BGBI. | S. 58) und die Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LBauO M-V) vom 26.04.94; alle in der jeweils geltenden Fassung.

Rechtsstand: Januar 2000

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27. August 1997
(BGBI. 1997, Teil I, S. 2141; berichtigt BGBI. 1998, Teil |, S. 137), geéndert durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 27. Juli 2001 (BGBI. S. 1950)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch das Investitionserleichterungs- und
Wohnbaulandgesetz vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466)

Verordnung iiber die Ausarbeitung der Bauleitpléne und die Darstellung des Pla-
ninhaltes (Planzeichenverordnung) i. d. F. vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 Teil |,
S. 58)

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 06. Mai 1998 (GVOBI. M-V S. 468; berichtigt S. 612), zuletzt ge-
andert durch das Erste Gesetz zur Anderung der Landesbauordnung Mecklenburg-
Vorpommern (. AndG- LBauO M-V) vom 28. Mérz 2001 (GVOBI. M-V Nr. 3 S. 60 f. )

Landesplanungsgesetz (LPIG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 20. Mai 1998
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(GVOBI. M-V S. 503)

Landesnaturschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (LNatG M-V) vom 21. Juli
1998 (GS M-V GI Nr. 791-5; GVOBI. 1998 S. 647), zuletzt gedéindert durch das Ge-
setz zur Anderung des Forst- und Naturschutzorganisationsgesetzes und anderer
Rechtsvorschriften vom 23. Februar 1999 (GVOBI. M-V 1999 S. 200)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. Sep-
tember 1998 (BGBI. | S. 2994), zuletzt geéndert durch das Gesetz zur Umsetzung der
UVP-Anderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umwelt-
schutz vom 27. Juli 2001 (BGBI. I S. 1950)

Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) i. d. F.
der Bekanntmachung vom 13. Januar 1998 (GVOBI. M-V S. 29), zuletzt gedndert
durch das Vierte Gesetz zur Anderung der Kommunalverfassung fir das Land Meck-
lenburg-Vorpommern (4. AndG KV M-V) vom 09. August 2000 (GVOBI. M-V 2000 S.
360)

Hauptsatzung der Stadt Neubrandenburg i. d. F. der Bekanntmachung vom 23.
Dezember 1998 (Stadtanzeiger Nr. 26, 7. Jahrgang) zuletzt gedéndert durch die 3.
Satzung zur Anderung der Hauptsatzung der Stadt Neubrandenburg (Stadtanzeiger
Nr. 2 vom 31. Januar 2001, 10. Jahrgang)

2. Ziel und Zweck des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan hat gemé&f3 § 1 Baugesetzbuch die Aufgabe, die stddtebauliche Ord-
nung durch rechtsverbindliche Festsetzungen zu gewdhrleisten, eine dem Wohl der Allge-
meinheit entsprechende sozialgerechte Bodennutzung zu gewébhrleisten und dazu beizutra-
gen, dass eine menschenwiirdige Umwelt gesichert und die natiirlichen Lebensgrundlagen
geschiitzt und entwickelt werden.

Ziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung dringend notwendiger Wohnbaufldchen im
Westen Neubrandenburgs; im Ortsteil Broda. Dabei sollen unterschiedliche Bauformen mit-
einander kombiniert werden, um so ein vielgestaltiges Wohngebiet mit einer gemischten
Sozialstruktur zu erhalten.

Im nérdlichen Bereich des Planungsgebietes ist eine Fléche fir Einkaufs- und Kultureinrich-
tungen vorgesehen, um somit eine wohnbereichsnahe Versorgungsstruktur zu erreichen. Als
Wohnfolgenutzungen sind zudem schulische Einrichtungen, Kinderbetreuungsstétten sowie
kulturellen,- sozialen- und sportlichen Zwecken dienende Anlagen vorgesehen.

Avufgrund der zu erwartenden Einwohnerzahlen in den Wohngebieten ,Brodaer Héhe” und
~Am Brodaer Holz"” wurde fiir die erforderliche Entwicklung einer Infrastruktur eine gemein-
same Zentrumsgestaltung (Versorgungs- u. Dienstleistungseinrichtungen Kinder- u. Jugend-
einrichtung, Grundschule) im nérdlichen Bereich beider Wohngebiete durch die Stadtvertre-
tung beschlossen.

Die stadtebauliche Zielstellung der neuen Wohngebiete im Westteil der Stadt sind nicht nur
auf den dringenden Wohnbedarf der Bevélkerung ausgerichtet, sie beinhaltet auch die
Vorsorgepflicht der Stadt, hier fléchendeckend eine wohngebietsnahe Infrastruktur zu ent-

wickeln.

Die Umverteilung der Bevélkerung (Wohnungsumzug) innerhalb der Stadt Neubranden-
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burg hat langfristig auch eine Umverteilung von Einrichtungen zur Folge. Derzeit werden
diese Bedirfnisse zur Grundversorgung der Einwohner noch durch andere Stadtgebiete
abgefangen.

3. Réumlicher Geltungsbereich

Der Bebauungsplan erstreckt sich auf dem im Plan festgesetzten Bereich. Der réumliche
Geltungsbereich fir den Bebauungsplan wird wie folgt begrenzt:

im Norden durch: die B 192 (Abstand von ca. 10 m zur vorhandenen siidlichen Bebauung)

im Osten durch : westliche Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes Nr. 9.4 Broda-

Nord ,An der Seestraf3e”
im Siiden durch : ca. 140 m Abstand zur Waldkante
im Westen durch: ca. 70 - 80 m Abstand westlich der vorhandenen Pflanzung

Der Planbereich beinhaltet die folgenden Flurstiicke in der Flur 1 Gemarkung Broda:
206/1,211/1, 208, 230, 225, 226, 228 ganz oder teilweise.

4. Entwickeln des Bebauungsplanes aus dem Flédchennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Neubrandenburg sieht fir den Planungsbereich ,Bro-
daer Héhe” die Flachendarstellung W (W ohnbaufléchen) vor. Entsprechend dieser Darstel-
lung wird die Nutzung im Bebauungsplan Nr. 33 iberwiegend als Wohnbaugebiet festge-
setzt. Daneben ist eine Fléche als Gemeinbedarfsflache festgesetzt.

Eine weitere Vorgabe des Fléchennutzungsplanes ist die Umsetzung eines hohen Griinfla-
chenanteils an der Gesamtifléche. Die dargestellten, gliedernden Griinziige werden dement-
sprechend als &ffentliche bzw. private Grinflachen festgesetzt.

Die beabsichtigte stadtebauliche Entwicklung, soweit sie aus dem Fléchennutzungsplan und
dem stddtebaulichen Rahmenplan fir den Bereich Brodaer Héhe/Brodaer Holz hervorgeht,
wird somit bei der B-Planaufstellung beriicksichtigt.

5. Lage und Bedeutung im Raum

Das Plangebiet liegt im Westen der Stadt Neubrandenburg unmittelbar an der Neuendorfer
Straf3e B 192 (Richtung Waren).

Die direkte Verbindung zur Stadtmitte Neubrandenburgs verleiht dem Wohngebiet eine be-
vorzugte Wohnlage, die durch eine reizvolle landschaftiche Umgebung an Attraktivitat
gewinnt.



Der sidlich gelegene Tollensesee mit Badestrand, eingegrenzt von Waldfléchen, Gbernimmt
fir das Wohnbaugebiet eine wichtige Naherholungsfunktion. Nérdlich angrenzend sind
ein botanischer Garten und Sportanlagen fir Freizeitaktivitdten der Bevélkerung geplant.

6. Situation im Plangebiet

Der gréfte Teil des Geltungsbereiches besteht aus landwirtschaftlichen Ackerfléchen. Das
Plangebiet weist eine gewisse Plateauanlage auf, die sich zu seinen Randbereichen (beson-
ders im Siden) absenkt. Der héchste Punkt des Geléndes liegt bei etwa 57,3 m, der tiefste
etwa bei 47 m iber HN (Kronstéadter Pegel).

Die Héhenlage des Gebietes erméglicht teilweise einen freien Blick auf die Stadt Neubran-
denburg; der Blick zum Tollensesee ist durch einen dichten Waldgiirtel versperrt.

Der gesamte nérdliche Bereich des Plangebietes wird durch die Bundesstra3e geprégt, die
mit Ausnahme ihres 8stlichen Teils im Geléndeniveau verlduft.

Nahezu rechtwinklig von der B 192 nach Siiden abgehend verléuft in einer kleinen Mulde
ein Entwdsserungsgraben, der mit dichtem Buschwerk (iberwiegend Holunder und Schle-
hen) bestanden ist.

Ostlich an das Planungsgebiet grenzt - nur durch einen Griinstreifen getrennt - das Wohn-
gebiet ,An der Seestraf3e” an, welches durch seine Verkehrsanbindung an die B 192 die
gemeinsame ErschlieBung beider Baugebiete vorbestimmt.

Zum Zeitpunkt der 3. Anderung ist der Bebauungsplan bis auf den mittleren und nérdlichen
Teil umgesetzt. Die derzeitige Fléchenaufteilung und die bisher geplante Baudichte im In-
nenring Beethovenring bietet Bautréigern einen grof3en Gestaltungsspielraum, allerdings be-
steht seit Jahren keine effektive Nachfrage, so dass diese Bauflachen zum gréf3ten Teil un-
bebaut sind. Dieses trifft auch fir die ausgewiesene Gemeinbedarfsfléche zu.

Der Schondorfweg ist endausgebaut und beidseitig mit 7 Mehrfamilienhéuser und einem 4-
geschossigen Mehrfamilienhaus im nérdlichen Beethovenring realisiert. W eitere Bauvorha-

ben sind genehmigt, aber aufgrund des Bedarfes nicht gebaut.

Eine grof3e Nachfrage besteht hingegen bei Grundstiicken fiir Einzel- Doppel-und Reihen-
h&user.

7. Konzept der Planung
7.1 Stédtebauliches Konzept

Westlich der Stadt Neubrandenburg wird entsprechend den Vorgaben des Fléchennut-
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zungsplanes ein verkehrsgiinstiger Standort erschlossen. Es handelt sich dabei um den
zweiten Teil der Realisierung des ,Staditeiles Broda” zwischen der Ortslage Broda und der
Gemeinde Neuendorf.

Ein wichtiger stéddtebaulicher Planungsgedanke ist, ein Wohngebiet zu schaffen, das nach
innen fir den Betrachter und fiir den Benutzer ein homogenes und in sich funktionierendes

Wohnumfeld ergibt.

Eine stédiebauliche Einbindung soll durch eine Verkniipfung mit dem Gebiet ,An der See-
straBBe” erfolgen. Bauliche Umgebungsnutzung ist ansonsten nur in der Form von wenigen
Einzelbauwerken nordwestlich (jenseits der B 192) vorhanden.

Zu den anderen Randbereichen ist jeweils eine landschafiliche Integration durch Begri-
nungsmaflnahmen vorgesehen. Diese umgebenden Griinzonen sollen durch griine Achsen
von der Mitte des Gebietes her erreichbar sein. Gleichzeitig kann das Griin im privaten Be-
reich von auf3en zwischen den Wohngebé&uden bis an den ErschlieBungsring heranreichen.

Eine héhenméfBige Staffelung - von eingeschossig in den Randbereichen bis viergeschossig
im Zentrum - soll eine homogene Einbindung in den Landschaftsraum erméglichen. Die
auflenliegenden flacheren Bauformen sollen dabei auf gréBBeren Grundsticken (bis zu ca.
1.500 m?) realisiert werden und so eine Verflechtung von freier Landschaft und Siedlungs-
raum férdern.

Die Fléchen fir den Gemeinbedarf Schule Kultur, Sport, Soziales und das Einkaufszentrum
sind als Ortskern zusammengefasst, um eine bessere lokale Identifikation zu erméglichen.
Der festgelegte Standort ergab sich nach einer léngeren Voruntersuchung als der giinstigs-
te.

Damit der Zielverkehr fir das Einkaufszentrum aus dem Umland nicht durch das Wohnge-
biet fihrt, liegt dieses zentral, auch fir die Anwohner in der Néhe der Bundesstraf3e 192.

Die Gemeinbedarfsfléche erhélt einen Standpunkt neben den Griinden der Oriskernbildung
auch die Zuordnung zum éffentlichen Griinbereich. In diesem Teil ist eine intensive Nutzung
mdglich, ohne mit dem landschaftsbildenden Charakter zu konfrontieren.

Mit der 3. Anderung wird das urspriingliche Konzept des Bebauungsplanes geéndert. Im
mittleren Teil ( Innenring Beethovenring ) war bisher ein besonderer verkehrsberuhigter
Kommunikationsbereich mit Aufenthaltsqualitét vorgesehen. Dieser Raum sollten mit Hilfe
von Baulinien geschaffen und durch eine umliegende innere 2 geschossige bis zu einer Gu-
f3eren 4- geschossigen Bebauung gefasst werden.

Mit der Neuplanung verliert der verkehrsberuhigte Raum mit seinen grof3ziigig geplanten
Aufenthaltsfléchen seine Funktion und die Verkehrsfléchen werden hier erheblich verklei-
nert. Diese Fléchen werden als Bauland ausgewiesen Das hat zur Folge, dass ein Reg-
lungsbedarf entsteht bei den bereits realisierten BaumaBBnahmen.

1.Vorhandene Versorgungsleitungen (Trinkwasser-, Schmutzwasser-, Regenwasserkanéle )
sind aus Kostengriinden in der Planiiberarbeitung zu beriicksichtigen. Erforderliche Umver-
legungen wie Straenbeleuchtung, Elekrokabel, Telekom werden durch den ErschlieBungs-



tréger geregelt.

2. Abstandsfléchen, welche durch die Bebauung am Schondorfweg unmittelbar in den &f-
fentlichen Verkehrsraum fallen, sind mit dem Wegfall des grof3ziigig geplanten verkehrsbe-
ruhigten Raumes in den Baufeldern als Baulast zu beriicksichtigen.

3. Die private Zuwegung des Mehrfamilienhauses am Clara- Schumann- Platz muss durch
die Uberplanung neu geregelt werden.

4. Fir die kleinteilige Bebauung im Innenring wird eine weitere verkehrliche und technische
ErschlieBung der Grundstiicke notwendig.

Um eine doppelseitige ErschlieBung zu vermeiden werden vom Beethovenring Grundstiicke
erschlossen. Aus Verkehrssicherheitsgriinden sind im Bereich der Straenkrimme des
Beethovenringes nur Ein- und Ausfahrten im gekennzeichnten Bereich zuléssig. Das mini-
miert gleichzeitig den Eingriff in den bereits ausgebauten Straflenkérper. Vorort wird die
Notwendigkeit festgelegt, inwieweit der vorhandene Baumbestand im StraBenkérper durch
die BaumaBBnahmen betroffen ist und umgepflanzt werden muss. Durch das zusétzliche
Straf3ennetz ergeben sich neue Baumstandorte die hierfir mit genutzt werden kénnen.

5. Fir die kiinftige Nutzuungsénderung der Flachen im nérdlichen Bereich ( Gemeinbedarf
und Parkplatz in Wohnbauland )wurde ein Larmschutzgutachten erarbeitet. Im Ergebnis
wurde festgelegt, dass der Lérmschutzwall an der Bundesstrae 192, in Richtung Wohnge-
bietseingang ,Brodaer Héhe” bis zum vorhandenen Fuflweg (Treppe) verlédngert werden
muf3. Die Flache fir diese aktive Larmschutzmaflnahme gehért der Stadt Neubrandenburg
und liegt auBerhalb der Geltungsbereichsgrenze des Bebauungsplanes. Uber einen stadte-
baulichen Vertrag ist diese Ma3nahme vom dem ErschlieBungstréger mit der Stadt Neu-
brandenburg zu regeln. Desweiteren werden passive LarmschutzmaBBnahmen festgelegt,
welche mit den EinzelbaumaBnahmen umzusetzen sind.

7.1.1. Allgemeine Festsetzungen des B-Planes

Der B-Plan ,Brodaer Héhe” setzt in den auBBenliegenden Bereichen bewuf3t konkrete Bau-
beschrénkungen durch die Art der Festsetzung von Baugrenzen, um somit einem ,Aus-
ufern” der bebaubaren Fléchen entgegenzuwirken und eine allzu unregelméfige Bauflucht
zum StrafBenraum zu verhindern. Die Bautiefe in der berbaubaren Fléche betrégt i. d. R.
17 m. Die Vorgartenzone (der Bereich zwischen Straflenbegrenzungslinie und der Bau-
grenze) ist je nach Grundstiicksausrichtung mit mindestens 3 m festgelegt. Nur im mittleren
Bereich ist zur Bildung fester rédumlicher Kanten teilweise eine Baulinie zur Verkehrsfléche
vorhanden.

Innerhalb des &uf3eren Baubereiches tragen somit die Form der ErschlieBung und die Di-
mensionierung der iGberbaubaren Fléchen dazu bei, ein einheitliches, jedoch von seinem
Charakter her unverwechselbares Bebauungsgebiet zu verwirklichen. Innerhalb des grof3en
ErschlieBungsringes werden teilweise grof3ziigige iberbaubare Fléchen festgesetzt, um In-
vestoren gréfBere Spielrdume beim Planen von Mietwohnanlagen zu lassen. Nur die stédte-
baulich markanten Bereiche werden durch Baulinien gefaf3t.
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Die Anbringung von Parabolspiegelantennen ist in die Geb&ude- und Umfeldgestaltung zu
integrieren. Die Anbringung im Bereich der Dachfléchen ist unzuléssig.

Um einer stérenden H&ufung von Parabolspiegelantennen entgegenzuwirken, sind fir gré-
f3ere Wohnanlagen (Hausgruppierungen, Mehrfamilienhéuser) Gemeinschaftsanlagen vor-
zusehen. Im gesamten Planbereich sind aus stadtgestalterischen Griinden weifle und blave
Dacheindeckungen unzuléssig.

Um das Entstehen einer regelméfligen Héhenentwicklung zu férdern, ist die Héhenlage der
Oberkante Erdgeschof3fuBboden sowie die Oberkanten selbsténdiger (nicht Gberbauter)
Tiefgaragen auf maximal 0,5 m (Mittel des Hauptbaukérpers) oberhalb der Stra3enkrone
begrenzt. Nur in Ausnahmeféllen (wenn die Abwasserbeseitigung ansonsten nicht méglich
ist) ist in begrenzten Bereichen eine Héhe bis zu 1,2 m oberhalb der StraBenkrone zulés-
sig. Die Héhe der Einfriedungen zum Straf3enraum ist auf maximal 1,0 m Héhe (iber Stra-
f3enkrone) beschrankt, um offene Vorgartenzonen zu erhalten.

Die Gemeinschaftsstellpldtze sowie Mill- und Wertstoffbehélter mit mehr als 240 | Inhalt
sind mit Rankgeriisten und Kletterpflanzen einzugriinen. Nebenanlagen diirfen nur in einer
Entfernung von mindestens 2 m zur ffentlichen Verkehrsflache errichtet werden, wenn der
Hauptbaukérper nicht unmittelbar an der Verkehrsfléche steht. Damit soll ein offener Raum
zur StraBBe geférdert werden.

7.1.2 Festsetzungen im Bereich des ,Reinen” und des ,Allgemeinen Wohngebietes”
mit der Kennzeichnung WA 1

Die Festsetzung ,Reines Wohngebiet” bleibt auf die auf3enliegenden Bereiche mit den ge-
ringsten Immissionsbelastungen beschrankt und soll gem&B BauNVO ausschlieBlich der
Wohnnutzung dienen. Im Bereich des WA 1-Gebietes sind die der Versorgung des Gebie-
tes dienenden L&den, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbe-
triebe nur ausnahmsweise zuléssig, da diese vorrangig im WA 2-Bereich oder im WA 3-
Bereich untergebracht werden sollen. Tankstellen und Gartenbaubetriebe sind im WA 1-
Gebiet unzuléssig, da sie nicht dem Charakter des geplanten Gebietes entsprechen.

Zur Sicherung einer kleinteiligen Bebauung wird die offene Bauweise mit den Gebd&udety-
pen Einzelhaus und Doppelhaus festgesetzt. Nur entlang des ErschlieBungsringes wird auf
eine Haustypenfestsetzung verzichtet, um auch Hausgruppen zuzulassen. Nur im nordéstli-
chen Bereich der ErschlieBungsstraf3e wird auf eine Einzelhausbebauung ganz verzichtet
und nur Doppelhéuser- und Hausgruppen mit einer Gebéudelénge von 15 bis zu 70 m und
einer zwingenden Zweigeschossigkeit zuldssig, um eine Raumkante zur gegeniiberliegen-
den Bebauung zu erhalten. Die Gebd&udeldnge und die Zweigeschossigkeit sind zwingend
vorgeschrieben, um ein héhenméfliges Pendant zur gegeniiberliegenden mehrgeschossigen
Bebauung zu erhalten.

Die Grundfléchenzahl (GRZ) steigt von 0,25 auf3en auf 0,4 und erméglicht eine den Zielen
der BauNVO entsprechend intensive Grundstiicksnutzung im WA 1-Bereich. Die Geschof3-
flachenzahl (GFZ) steigt entsprechend der Grundfléchenzahl. In WR-Bereich ist eine derart
reduzierte Grundsticksversiegelung zuléssig, da es sich in der Regel um gréf3ere Grundsti-
cke handelt.
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Die Héhenentwicklung der baulichen Anlagen wird auBen durch die Festsetzung der Einge-
schossigkeit bestimmt. Dabei hat die Hanglage teilweise in den Auf3enbereichen eine opti-
sche Zweigeschossigkeit durch freiliegende Kellergeschosse zur Folge. Zusétzlich wird die
stédtebauliche Héhenregulierung durch eine Festlegung der Drempelhéhe (max. 0,60 m)
sichergestellt.

Einige Gestaltungsregelungen fir die baulichen Anlagen sind erforderlich, damit ein ho-
mogenes Erscheinungsbild des Baugebietes erreicht wird. Als Dachform, einem der wich-
tigsten Gestaltungselemente, wird in den Hanglagen der &ufBersten Siedlungsbereiche das
Krippelwalmdach, sofern die durchgehende, ungeknickte Firstlinie kiirzer als 10 m ist,
ausgeschlossen, da es fir die dort vorherrschende Hanglage untypisch ist und stadtgestalte-
risch negativ in die Richtung freier Landschaft wirkt.

Die Nebengebé&ude sollen farblich und gestalterisch den Hauptgeb&uden angepasst wer-
den. Die Dachneigung der Hauptgebdude mu3 20° bis 45° betragen. Damit ist noch die
Méglichkeit fir eine Dachbegrinung gegeben. Flachdécher sind fir Nebenanlagen zulés-

sig.

Als Dacheindeckung im Bereich der zum Landschaftsraum gelegenen &uBersten Héuser
(Hanglage) des WR-Bereiches sowie entlang der beiden vom zentralen Achsenkreuz nach
auBBen fortgesetzten Straflenziige sind Materialien der Farbe Rot und Braun, unter Aus-
schlu3 glasierter Oberflachen zuldssig.

Die Gestaltungsregelungen grenzen Materialien und die Farben der Dacheindeckungen auf
die ortsiiblichen Erscheinungsformen ein und dienen somit dem Ziel, das Baugebiet in die
Landschaft (stédtebauliches Umfeld) zu integrieren.

Dachaufbauten und -einschnitte im WR-Bereich dirfen insgesamt max. 1/3, im WA 1-
Bereich 1/2 der Lénge der Gebdude betragen. Die grof3ziigige Festsetzung beriicksichtigt
dabei die geringeren Gestaltungsmdglichkeiten bei in der Regel kleineren Baukérpern auf
kleineren Grundstiicken. Solaranlagen sind von dieser Regelung ausgenommen.

Als Grundstiickseinfriedung werden fiir den WR-Bereich heimische Hecken und Holzlatten-
z&une vorgeschlagen. Die unbebauten Fléchen der bebauten Grundstiicke zwischen der
StraBe und den Gebé&uden sind als Vorgarten landschaftsgérinerisch zu gestalten. Als
Baumpflanzungen wird empfohlen, nur heimische Laubb&ume und Obstb&ume vorzusehen
(sieche auch Pflanzliste im Anhang).

7.1.3 Festsetzungen im Bereich des ,Allgemeinen Wohngebietes” mit der Kennzeichnung
WA 2

Die Festsetzung WA 2 bleibt im wesentlichen auf den Bereich innerhalb der ErschlieBungs-
ringstrafe beschrénkt und soll in diesem Bereich intensivere Grundstiicksausnutzungen fir
den GeschoBBwohnungs- und verdichteten Einfamilienhausbau sowie dessen Folgeeinrich-
tungen erméglichen. Nérdlich des ErschlieBungsringes liegt ein weiterer, kleiner WA 2-
Bereich.

Zur Vermeidung ibergrof3er Geb&udeketten, verbunden mit der Zielvorstellung, der Bildung
von Hof- und Blockrandbebauung wird abweichend eine Baukérperldnge von 30 bis 70 m
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im Bereich der Il - IV- geschossigen Bebauung festgesetzt.

Die Baugrenzen sind grof3ziigig festgesetzt; nur in den Bereichen, in denen eine stédtebau-
liche Prégung des StraBBenraumes erzeugt werden soll, sind Baulinien festgesetzt. In der
abweichenden Bauweise werden die Hauptgeb&udefluchen mit Hilfe von Baulinien festge-
legt und gleichzeitig wird mit zuriickgesetzten ( mindestens 2 m von der Baulinie bis maxi-
mal die hintere Gebd&udeflucht ) untergeordneten Baukérpern wie Garagen Carports und
andere bauliche Anlagen die ohne seitlichen Grenzabstand mit einer Mindesthéhe von
2,30 m, eine aufgelockerte, aber geschlossene Raumkante erreicht, welche dem Straf3en-
zug einen besonderen Charakter verleiht. Mit einem 5 m groflen Abstand zwischen Stra-
3enbegrenzungslinie und Garagen, Carports oder Nebenanlagen wird diesen baulichen
Anlagen die Dominanz im StraBenraum genommen.

Von den Baulinien kann fir untergeordnete Gebéudeteile wie Treppenhéuser, Erker, Balko-
ne etc. (max. 20 % der Baukérperlénge) in geringer Tiefe (max. 2 m) abgewichen werden,
wenn der Eindruck der Geschlossenheit der Raumkante nicht verlorengeht.

Im Bereich der Ill bis IV- Geschossigkeit lehnt sich die Grund- und Geschossfléchenzahl an
die Obergrenzen der BauNVO an. Die Geschossigkeit liegt entsprechend der Zielsetzung
bei drei bis vier im nérdlichen Teil entlang der Ringstrae, wodurch die Wohndichte in die-
sem Bereich erhéht wird. Im Innenbereich gliedert sich die Geschossigkeit von einer zwin-
genden Zweigeschossigkeit im &stlichen Bereich bis zu einer Ein- bis Zweigeschossigkeit,
damit wird eine Flexibilitét in der Bebauung erméglicht. Stédtebauliche Zielvorstellung ist,
mit Hilfe der Bauweise, der Geschossigkeit und anderen Festsetzungen individuelle Stra3en-
rdume mit einem Erkennungswert zu gestalten. Unterstitzt wird dieser Erkennungswert
durch die Festlegung von markanten Baumstandorten in den Strafenréumen.

Im Beethovenring sind private Grundstiickszufahrten nur an den ausgewiesenen Einfahrts-
bzw. Ausfahrisbereichen aus Verkehrssicherheitsgrinden zuldssig. Wéhrend der 3. Ande-
rung war der Straflenausbau im Beethovenring bereits realisiert. Der nachtrégliche Ausbau
der Ein- und Ausfahrten in diesen gekennzeichneten Bereichen kann das Umpflanzen von
neuangepflanzien StraBenb&umen zur Folge haben. Welche dieser Bdume umgepflanzt
werden missen, wird értlich individuell festgelegt. Neue Baumstandorte sind im Innenring
ausgewiesen.

Eine bestimmte Dachform soll nicht festgelegt werden. Bei dreigeschossiger Bebauung ist
eine Dachneigung von 0 - 45° und eine Drempelh8he von 60 cm festgesetzt. An der Ring-
straBe sind auch Flachd&cher zuldssig und viergeschossige Bebauung darf nur Dachnei-
gungen von max. 25° aufweisen, um eine zu grof’e Dominanz der Baukérper zu vermei-
den. Im zweigeschossigen Innenbereich sind nur Hausgruppen mit Dachneigungen von 20
- 40° zuléssig. Die GRZ ist in beiden Bereichen gleich hoch; die GFZ orientiert sich an der
zul@ssigen GeschofBhéhe.

7.14 Festsetzungen im Bereich des ,Allgemeinen Wohngebietes” mit der Kennzeichnung
WA 3

Der WA 3-Bereich soll vorwiegend der Unterbringung der notwendigen Handels- und Inf-
rastruktureinrichtungen fir das gesamte Baugebiet dienen.

Die Baugrenzen sind grof3ziigig festgesetzt, um unnétige Einschréinkungen zu vermeiden.

12



13

Durch die Baulinien soll jedoch eine Baukérperstellung erzeugt werden, die die Schaffung
eines grof3ziigigen Platzes im Bereich der HaupterschlieBungsstraBe erméglicht. Die zu-
rickspringenden Baugrenzen an der Ringstraf3e sollen die Bildung eines Platzbereiches in
Verléingerung der Mischverkehrsflache, welche durch den Innenring fihrt erméglichen.

Auch in diesem Gebiet ist nur eine Baukérperlénge von 30 bis zu 70 m zuléssig. Als Uber-
gangselement zwischen den unterschiedlichen Wohngebietstypen ist eine ein- bis dreige-
schossige Bebauung zuléssig. Dachneigungen sind von 0 - 45° zuléssig. Die GRZ liegt hier
abweichend von der Obergrenze der BauNVO bei 0,5. Diese erhdhte Ausnutzung ist er-
forderlich, um die beabsichtigten Nutzungen (s. o.) auf den Fléchen realisieren zu kénnen.

7.15 Festsetzungen im Bereich der Gemeinbedarfsflachen

Die ricklaufigen Einwohnerzahlen und Geburtenzahlen in der Stadt Neubrandenburg ge-
ben Anlass, die Flachenbedarf unteranderem fiir den Gemeinbedarf neu zu bewerten. So
wird die im nérdlichen Bereich ausgewiesene Gemeinbedarfsfléche fir soziale, sportliche
und kulturellen Zwecken dienende Einrichtungen und Anlagen in Wohnbauland umgewid-
met. Die riickléufige Einwohner- und Geburtenentwicklung wirken sich natirlich auch auf
die kiinftigen Schillerzahlen aus. Das heif3t, die derzeitige Schulfléche im Bebauungsplan
Nr. 33 ,Brodaer Héhe” ( 6500m?” - Fliche fir eine 4- ziigige Grundschule) kann weitere
Nutzungen aufnehmen.

Fléchen fir den Gemeinbedarf gehéren begrifflich nicht zu den Baugebieten (§5 Abs.2
Nr.2 BauGB) und werden daher nicht von der BauNVO geregelt. Die Einbeziehung der
Flaéche fir den Gemeinbedarf in ein Baugebiet im Wege der Doppelfestsetzung ist nach §9
Abs.1 BauGB und mit einem Planzeichen nach der Plan-ZV méglich, wenn die geplante
Nutzung in der Gebietskategorie allgemein zuléssig ist. Eine weitere Ermé&chtigungsgrund-
lage fir die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfléche Gber Art und Maf3 der baulichen Nut-
zung sowie iber die Bauweise und iberbaubaren Grundstiicksfléchen besteht nicht.

Die angedachten Nutzungen in der Gemeinbedarfsfléche sind im allgemeinen Wohngebiet
(84 (2) Nr.3 BauNVO) allgemein zuléssig. Durch die konkrete Zuordnung der Gemeinbe-
darfsfliche mit dem Planzeichen - Schule - und Anlagen fir soziale, kulturelle und sportli-
che Zwecke wird die Fléche eindeutig bestimmt und réumt einen grof3ziigigen Spielraum
fir speziellen Baukérpern mit besonderen Anforderungen ein.

An die Gemeinbedarfsflache werden gesonderte Anforderungen an den Lérmschutz gestellt
(siehe Punkt 7.3).

7.2 Grinflachen/Freiraumkonzept

Parallel zum Bebauungsplan werden ein Griinordnungskonzept fir einen grof3rdumigen
Planungsraum und ein Griinordnungsplan zum B-Plan erstellt, die die groben 6kologischen

Darstellungen des Flachennutzungsplanes konkretisiert.

Innerhalb des Planungsbereiches des B-Planes Nr. 33 ,Brodaer Héhe” werden mehrere
Kinderspielplatze erforderlich, die von allen Teilen des Baugebietes gut erreichbar sind. Die
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Gestaltung der Kinderspielplédtze ist méglichst naturnah auszufihren. Durch eine fuBlaufige
Anbindung der von Bebauung oder Griinbereichen umgebenen Spielpldtze wird ein hohes
Maf3 an Sicherheit gewdéhrleistet.

Zusatzlich ist im Bereich westlich des Griingiirtels eine Fléche fir einen Bolzplatz vorgese-
hen, der in die &ffentliche Griinzone gestalterisch eingebettet wird.

Das gesamte Planungsgebiet befindet sich im Ubergangsbereich von Siedlungsfléche und
freier Landschaft. Besonders wichtig sind hierbei die Bereiche, die direkt an die freie Land-
schaft angrenzen. Hier soll ein mindestens 10 m breiter Pflanzgebotsstreifen auf den priva-
ten Grundstiicksflachen einen harmonischen Ubergang gewdahrleisten. Bei Breiten iiber 5 m
soll dieser nach innen ausdiinnen, um keine geschlossene Kante zur freien Landschaft zu
erhalten.

Ebenso soll im Bereich der Neuendorfer Straf3e eine intensive Bepflanzung des erforderli-
chen Larmschutzwalles dafir sorgen, dass das Plangebiet eine bessere Abschirmung zur
StrafBentrasse der B 192 erhélt. Die siidliche Seite des Wallkérpers wird mit geringer Nei-
gung angelegt und als private Grundstiicksfléche veréuBert.

Das gesamte Wohngebiet ist wie auch das éstlich benachbarte mit einer parkartigen Griin-
anlage eingefasst. Eine besondere Bedeutung soll die Auftakisituation zum Wohngebiet im
Bereich der Einmiindung von der B 192 erhalten. Hier sind gestaltwirksame Begriinungs-
maf3nahmen durchzufishren. Der Kreisverkehr soll eine entsprechende Prégung durch einen
exponierten Einzelbaum erhalten. In der breiten &ffentlichen Griinzone westlich des Baube-
reiches werden ebenfalls B&ume festgesetzt, die durch die bewusste UnregelméfBigkeit ihrer
Standorte die Naturnéhe unterstreichen sollen.

In den westlichen Griinzug eingebettet wird eine natiirlich gestaltete Senke (Feuchtbiotope).
Sie erhoht die dkologische Vielfalt und das Erlebnisspekirum von Spaziergéngern, Wande-
rern etc. mafB3geblich.

Der Abstand zwischen dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes und dem siidlichen
Waldbestand betrégt an der engsten Stelle ca. 100 - 120 m. Die Straf3enrdume werden in-
tensiv begriint. Dabei soll durch eine Vielzahl von Arten jede Straf3e einen eigensténdigen
Charakter erhalten.

Da der Innenbereich des Baugebietes dicht bebaut wird, sollen die Vorgartenbereiche, die
unmittelbar an die Verkehrsfliche heranreichen, offen gestaltet werden. Dies soll auch
durch die geringe Héhe der Einfriedungen erzielt werden.

7.3 Immissionsschutz

Durch die den Planungsraum im Norden tangierende BundessiraBe 192, Neuendorfer
Straf3e, werden Emissionen verursacht, die die Belastungssituationen in einem Wohngebiet

Gberschreiten.

Zur Sicherung der Qualitét des Wohnens und zur Erhaltung der zuléssigen Werte werden
daher LérmschutzmaBBnahmen entlang der Neuendorfer Straf3e erforderlich.

Das Beiblatt 1 zu DIN 18005 ,Schallschutz im Stédtebau” ordnet Orientierungswerte fiir
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den Beurteilungspegel zu. Die Einhaltung oder Unterschreitung dieser Orientierungswerte
ist erforderlich, um somit den angemessenen Immissionsschutz gewdhrleisten zu kénnen.

Bei allgemeinen Wohngebieten (WA) sind die Orientierungswerte

tags 55 dB
nachts 45 dB

Fir die Einhaltung der Orientierungswerte ist jedoch im Bebauungsplan eine Lérmschutzan-
lage (Wall/Wand) vorgesehen. lhre Notwendigkeit und Dimensionierung ergibt sich aus

einer Larmtechnischen Untersuchung. "

Die Mindestwallhéhe betrédgt 4,00 m bei eingeschossiger Bauweise und wird von der Stra-
Benoberflache (Neuendorfer StraBe B192) gemessen. Um hier keine landschaftsuntypische
Zéasur zu schaffen, soll der Wall nicht eine streng verlaufende Form haben, sondern durch
schmale und breitere Bereiche variieren bzw. unterschiedliche Neigungswinkel aufweisen.
Dazu wird eine grof3ziigige Fléchenausweisung vorgenommen. Um gleichzeitig den &ffent-
lichen Pflegeaufwand fisr den Wall zu minimieren, wird er zum Teil den privaten Grundsti-
cken zugeordnet. Die Erstbepflanzung wird vom ErschlieBungstréger durchgefishrt.

Eine weitere Verringerung der Schallbelastung und somit eine héhere Wohnqualitét ist z. B.
durch folgende Maflnahmen méglich: geeignete Geb&udeanordnung, Grundrissgestaltung
und bauliche SchallschutzmaBBnahmen.

LarmschutzmaBnahmen lassen sich in der Schule und anderen Gemeinbedarfseinrichtungen
durch ihr Gesamtvolumen sowie aus der Gréf3e der Grundstiicke und der sich daraus er-
gebenden Flexibilitét relativ einfach verwirklichen.

Ein weiterer Vorteil liegt darin, dass die Bundesstrafle 192 im Norden des Planungsgebie-
tes verlauft.

Durch einfache Grundrisslésungen, die die ohnehin wiinschenswerte Ausrichtung der Ge-
béude zu den Sonnenseiten aufnimmt und durch Lérmschutzfenster 1&f3t sich ein ausrei-
chender Schutz der Nutzer herstellen.

Der Wall verliert seine Lérmschutzfunktion in den oberen Geschossen. Als Ersatz sind des-
halb MaBBnahmen am Baukérper erforderlich. Diese orientieren sich an der VDI-Richtlinie
2719 (Schalldémmung von Fenstern). Der Einbau von Fenstern mindestens der Schall-
schutzklasse 2 ab dem ersten Obergeschof3 ist erforderlich. Die ErschlieBung des Geb&udes
(Treppenhaus, Flure) soll méglichst von Norden erfolgen, so dass die Aufenthaltsrdume sich
nach Sidwesten orientieren kénnen. Damit wird der Orientierungswert fiir reine Wohnge-
biete gem&B DIN 18005 eingehalten.

" Planungsbiiro Hahm, Lérmtechnische Untersuchung fir den Rahmenplan des Gebietes
Nr. 33 ,Brodaer Héhe”, Neubrandenburg, November 1993 (Vorabzug)

Mit der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 33 wurde eine Nutzungsénderung der nord-
dstlichen Teilfliche von Gemeinbedarf und Parkplatz in Wohnbaufléche entschieden. Aus
dieser Entscheidung heraus ergab sich, eine erneute lérmtechnische Untersuchung nach der
DIN 18005 /2/ durchzufishren, um die mit der Eigenart betreffenden Baufléchen verbun-

dene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lérmeinwirkungen beriicksichtigen zu kén-
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nen.

Im Ergebnis der erstellten Lérmimmissionsprognose vom Mérz 2002 und der ergénzenden
Stellungnahme vom 12. April 2002 vom Gutachter Ingenieurgesellschaft SKH wurden Pla-
nungsempfehlungen bzw. Festsetzungsempfehlungen erstellt, welche der Abwégung unter-
zogen, gepriift und in den Bebauungsplan eingearbeitet wurden.

Aus der Larmschutzkarte ist zu entnehmen, das eine Uberschreitung der Orientierungswerte
der DIN 18005 an den 3 nérdlichen Wohngebéuden von maximal 3 dB(A) am Tag und
maximal 5 dB(A) in der Nacht und den &stlichen 3 Wohngebé&uden von ebenfalls maximal
3 dB(A) am Tag und maximal 5 dB(A) in der Nacht zu verzeichnen ist. Das am stérksten
betroffenen Grundstick (IO 7/8) ist mit 5 dB(A) am Tag und 9 dB(A) in der Nacht von Ori-
entierungswertiiberschreitungen betroffen. Die ibrigen Parzellen weisen keine bzw. nur ge-
ringfigige auf. AusschlieBlich passive LarmschutzmaBBnahmen kénnen hier nicht ohne wei-
tere Begriindung gerechtfertigt werden, weil eine Uberschreitung der maBBgeblichen Orien-
tierungswerte von mehr als 5 dB(A) an 1 Wohngebé&ude (IO 7/8) vorliegt.

Zum Schutz der Wohnbebauung wird der vorhandene Larmschutzwall laut Lérmschutzgut-
achten und in Abstimmung mit dem ErschlieBungstrdger in Verléngerung des Humper-
dinckweges auf 5,0 m erhéht und mit einer anschlieBenden Héhe von 2,0 m bis zum &f-
fentlichen Gehweg verléngert werden, um eine Reduzierung der Orientierungswertiiber-
schreitungen auf maximal 5 dB(A) zu erhalten. Im Rahmen des Abwégungsprozesses wur-
de aufgrund der VerhélinismaBigkeit ( Verwendung von vorhandene Erdmassen fir der Er-
héhung des Lérmschutzwalles) und der Zustimmung durch den ErschlieBungstréger zu
Gunsten aktiver LéarmschutzmaBBnahmen entschieden. Ergénzende passive Lérmschutzmaf-
nahmen werden im Flurstick 471 nicht mehr erforderlich. Gemé&f3 DIN 4109 wurde der
AuBBenlérmpegelbereich Il ermittelt. Somit ist ein erf.R", ., > 30 dB fir die AuBBenbauteile
ausreichend und bedarf keiner gesonderten Festsetzungen, weil dies der Stand der Technik
ist.

Im Randbereich des Planungsgebietes im Flustick 478 wurden im ungiinstigen Fall 50
dB(A) in der Nacht ermittelt. Als passive Larmschutzmafinahmen sind die Schlafréume vor-
zugsweise an der sid- bzw. westlichen Gebé&udeseite unterzubringen. Ist dies nicht még-
lich, werden Liftungseinrichtungen empfohlen, weil bei Beurteilungspegeln gréf3er 45 dB(A)
in der Nacht ein ungestérter Schlaf auch bei nur teilweise gesffnetem Fenster oft nicht mehr
méglich ist. Die AuBBenwandbauteile sind mit einem resultierenden Schalldémmmaf3 von
erf. R'w/res >35 dB zu sichern. Die Wohngebé&ude sind vorzugsweise an der &stlichen
Grundstiicksgrenze anzuordnen, um den AuBenwohnbereich (Uberschreitung betrégt
5dB(A), im Schallschatten jeweils auf der siid-bzw. westlichen Grundsticksfléche unterbrin-
gen zu kénnen.

7.4. Verkehrskonzept

7.4.1 AuBere ErschlieBung

Das Wohngebiet ,Brodaer Héhe” hat z. Z. einen AnschluBpunkt fir den motorisierten Ver-
kehr an das iberértliche Netz, und zwar im Zufahrtsbereich des bestehenden Baugebietes
+An der Seestrafe” direkt an der B 192.
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Eine zweite Anbindung fihrt durch das westlich anschlieBende Wohngebiet ,Am Brodaer
Holz” zur B 192. Der &ffentliche Personentransport (OPNV) wird durch eine tangierende
Buslinie gewdbhrleistet. Zusétzlich soll eine Linie direkt in das Wohngebiet gefishrt werden.

Fir Fullgénger und Radfahrer ist ein weitverzweigtes Netz von gesonderten Wegen vorge-
sehen, die eine Verknipfung zur Stadt Neubrandenburg, zur Gemeinde Neuendorf, zu den
Sporteinrichtungen nérdlich der B 192 und in Richtung Tollensesee erméglichen.

7.4.2 Innere ErschlieBung
Die ErschlieBung des Wohnbaugebietes erfolgt von der B 192 im Nordosten.

Im Wohnbaugebiet sind drei StraBentypen vorgesehen. Die iibergeordnete Ringstraf3e als
Anliegerstraf3e (Tempo 30) erhélt einen Ausbauquerschnitt von 13,50 m bzw. 14,50 m (fir
Busverkehr).

Der Busverkehr erfolgt nur in einer Richtung iber den Ring, wobei die Haltestelle(n) als Hal-
testellenkap ausgebildet werden sollten. Solange das Ostlich benachbarte Baugebiet nicht
fertiggestellt ist, kann der Kreuzungsbereich im Sidwesten des ErschlieBungsringes als
Wendeméglichkeit genutzt werden.

Die der ErschlieBung des Einkaufs- und Geschéftsbereiches dienende Anliegerstra3e (Tem-
po 30) erhélt einen Querschnitt von 10,00 m.

Die untergeordneten Straen als befahrbare Wohnwege (Tempo 7), die in einer Wende-
schleife enden, erhalten einen Ausbauquerschnitt von 7,00 m als Mischverkehrsfléche.

Die Fahrflache kann in Teilbereichen bis auf 3,00 m eingeengt werden.

Die ErschlieBung einer geringen Anzahl von Grundstiicken erfolgt durch einen 5 m breiten
Stichweg, der sich im Endbereich bis auf 7 m aufweitet. Eine Wendemaéglichkeit besteht
dort nur fir Personenkraftwagen.

Die Regelquerschnitte zu allen StrafBentypen liegen der Begriindung als Anlage bei.

Zum Zeitpunkt der 3. Anderung des Bebauungsplanes war der Beethovenring bereits aus-
gebaut. Um doppelseitige ErschlieBungen zu vermeiden, wurden fir die kleinteilige Bebau-
ung Grundstiickszufahrten vom Beethovenring notwendig. Aus Verkehrssicherheitsgrinden
werden an der Innenseite des stark gekrimmten StraBenbogens der ErschlieBungsstrafie
Grundstiickszufahrten nur in den gekennzeichneten Bereichen zuléssig. Damit wird gleich-
zeitig der Eingriff in den ausgebauten StraBenkérper minimiert. StraBenb&ume, welche von
diesen MaBBnahmen betroffen sind erhalten im neuen Stra3ennetz einen anderen Standort.

Der ruhende Anliegerverkehr wird gemé&f3 Bauvordnung auf den privaten Grundstiicken un-
tergebracht. Die Stellplatzfléchen sind bei mehr als 10 Stellplétzen mit Hecken einzugri-
nen. Als Baumpflanzungen (Gliederungselement) wird empfohlen, nur standortgerechte
Laubgehdlze anzupflanzen. Pro sechs Stellpldtze ist ein groBBkroniger Laubbaum vorzuse-
hen. Die Baumscheiben sollten mindestens vier Quadratmeter unversiegelte Flache aufwei-
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sen.

Die Gestaltung der Spielplétze sollte mit Rankgeriisten und intensiver Begriinung vorge-
nommen werden. Innerhalb des Verkehrsraumes sind éffentliche Stellplétze vorgesehen. Sie
dienen der Unterbringung von Besucherverkehren, zur differenzierten Gestaltung der Ver-
kehrsflache und helfen, die Verkehrsgeschwindigkeiten, die innerhalb des Baugebietes auf-
grund der Trassenfihrung méglich sind, zu reduzieren. Im Verkehrsraum sollen soviele
Parkplétze angelegt werden, wie es der Bedarf nach Grundstiickszufahrten und StraBenbe-
gleitgriin zulaBt.

Mit der Zielstellung, ein ,gut durchgriintes Siedlungsgebiet” zu entwickeln, sind beidseitig
der Ringstraf3e im Wohngebiet und auch auf der Siidseite der B 192 im Bereich des Wall-
fules Straflenbéume zu pflanzen. Unter Beachtung der stadttechnischen Ver- und Entsor-
gungsleitungen kénnen innerhalb der kleineren Straflen die Baumreihen von einer Seite zur
anderen wechseln. Der in den Regelquerschnitten reservierte Griinraum darf jedoch nicht
mit Leitungen belegt werden.

Die Trassierung innerhalb des ErschlieBungsnetzes gewdbhrleistet, dass alle iiblichen Fahrten

auch von Versorgungsfahrzeugen innerhalb des Baugebietes abgewickelt werden kénnen,
ohne dass hierdurch Schwierigkeiten fiir den flieBenden Verkehr entstehen.

7.4.3 Fullwege/Radwege

Das Baugebiet ist in seiner Gesamtanlage sowohl auf die Belange des Kraftfahrzeugver-
kehrs als auch auf die Belange des FuBBgéngers und Radfahrers ausgerichtet.

Der FuBBweg entlang der RingstraBe wird straflenbegleitend (Hochbord) gefishrt. Innerhalb
der Mischverkehrsflachen erfolgt keine optische Trennung zur Fahrbahn. Der Radfahrer soll
in der Fahrbahn mitgefihrt werden, das gilt auch fir die Ringstrafle.

Ein selbsténdig gefilhrtes FuB- und Radwegesystem erstreckt sich um das gesamte Bauge-
biet herum und ist an einer Vielzahl von Punkien mit dem Gebiet selbst verkniipft. Diese

Verkniipfung besteht auBerdem zum Baugebiet ,An der SeestraBBe” und langfristig iiber ei-
ne Briicke zu den Sporistatten nérdlich der B 192.

8. Ver- und Entsorgung
8.1 Wasser
8.1.1 Bestehende Verhdltnisse

Fir die ErschlieBung des geplanten Wohngebietes ,Brodaer Héhe” sind umfangreiche was-
serwirtschaftliche MaBnahmen durchzufihren.
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Hierbei handelt es sich um die Schadwasserableitung des anfallenden Niederschlagswas-
sers sowie des anfallenden hé&uslichen Abwassers. Des Weiteren ist die Versorgung mit
Trinkwasser sicherzustellen.

In der Rostocker StraBe B 104 liegt eine Hauptleitung DN 500 fir die Wasserversorgung.
Im Bereich B 104/Kreuzung Schwarzer Weg am Olmihlenbach liegt ein neu erstelltes
Schmutzwasserpumpwerk.

8.1.2 Konzeption zur Schmutzwasserableitung

Die Anlagen der Schmutzwasserkanalisation werden im Zusammenhang mit der Erschlie-
BBung des Bebauungsplanes errichtet.

Die Anbindung erfolgt unter Beriicksichtigung der Konzeption ,Sanierung Westufer Tollen-
sesee” zum Schmutzwasserpumpwerk an der Rostocker Strafle B 104. Das &stlich des Ol
mihlenbaches liegende Schmutzwasserpumpwerk hat die Unterquerung des Olmihlenba-
ches zur Folge. Vom Schmutzwasserpumpwerk wird das Abwasser zur Neubrandenburger
Kléranlage gepumpt. Somit ist die Beseitigung der Abwésser aus dem Plangebiet gewéhr-
leistet.

8.1.3 Konzeption zur Niederschlagswasserableitung

Durch die Besiedlung der bisher landschaftlich genutzten Fléchen und die notwendige Ver-
siegelung wird dem Boden das ansonsten auftreffende Niederschlagswasser entzogen und
iber die Regenriickhaltebecken in den néchsten Vorfluter (Olmihlenbach) abgeleitet.

Durch diesen Vorgang wird ein Teil des Wassers dem natiirlichen Versickerungsprozef3
entzogen und kann nicht der Grundwasserneubildung dienen. Um nicht in unnétigem Ma-
f3e in den Naturhaushalt einzugreifen, soll deswegen die Versiegelung minimiert werden.

Insbesondere sind die Flachen, die zur ErschlieBung dienen und die iberbauten Fléchen, z.

B. Wohnhaus, Garage, private Zufahrten, Terrassen und Nebenanlagen zu minimieren.
Die &ffentlichen Wege in den Griinanlagen werden mit wassergebundener Oberfléche an-

gelegt.

8.1.4 Konzeption zur Wasserversorgung

Fir die Versorgung des Wohnbaugebietes ,Brodaer Héhe” ist im Zuge der Neutrassierung
der Neuendorfer Strafe B 192 eine Fiillleitung zur geplanten Druckerh&hungsstation vorge-

sehen. Von hieraus kénnte das Bebauungsplangebiet versorgt werden.

Generell wird im Plangebiet ein Ringleitungssystem aufgebaut.
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8.2 Energie
8.2.1 Elektrizitat

Die Versorgung der geplanten Bebauung ist aus dem stédtischen Netz gesichert.

8.2.2 Gasversorgung

Die Gasversorgung der geplanten Wohnbebauung kann mit Erdgas vom Stadtring aus ge-
wdhrleistet werden.

8.3 Miillbeseitigung
Die Abfallbeseitigung wird von der Stadt Neubrandenburg durchgefiihrt.

Im Einmindungsbereich der RingerschlieBungsstraBe zur B 192 kénnen innerhalb der &f-
fentlichen Grinflache Abfallbehélter aufgestellt werden.

Hinweis: Mit der 3. Anderung des Bebauungsplanes ergeben sich Anderungen in der
technischen und verkehrlichen ErschlieBung. In der Uberplanung wurden die bestehenden
Versorgungsleitungen weitestgehend beriicksichtigt. Trotztdem kommt es durch die Verklei-
nerung der Verkehrsflache (vorher grof3ziigig geplante Verkehrsfléchen ) zu Umverlegun-
gen von Kabelanlagen. In Zusammenarbeit mit dem ErschlieBungstréger, dem Versor-
gungstréger und dem Verkehrsanlagen- und Tiefbauamt werden Umverlegungen in den 6f-
fentlichen StraBBenraum im Einzelfall individuell festgelegt, so dass keine gesonderten Fest-
legungen im Bebauungsplan erfolgen. Es wurden keine Leitungsrechte auf privaten Grund-
sticken eingeréumt.

9. Kennzeichnungen und Hinweise
9.1 Bodenverhalinisse

Der Hauptbaugrund besteht iiberwiegend aus Geschiebemergel, unterbrochen durch San-

de.
Die gewellte Oberfliéche des Geléndes erfordert teilweise Abtrags- und Auftragsfléchen.

Ein ingenieurgeologisches Gutachten, Erkundungsstufe C, ist im Stadtarchiv bei der Stadt-
verwaltung Neubrandenburg einzusehen.

9.2. Altlasten

Altablagerungen von Haus- und Gewerbemiill sind in dem Plangebiet und dessen né&herer
Umgebung nicht bekannt und wurden bisher auch nicht von anderer Seite bekannt ge-
macht.
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10. Bodenordnende und sonstige Maf3nahmen
Der gréfite Teil der Flache befindet sich in stddtischem Eigentum. Ein zentral gelegenes

Flurstick (Nr. 208) hat jedoch einen Privateigentimer. Mit diesem Eigentimer soll eine pri-
vatrechtliche Einigung erzielt werden.

Hinweis: Mit der Realisierung des Bebauungsplanes und der Bebauung im Planbereich
wurden Anderungen in den Eigentumsverhélinissen vorgenommen.

11. Flachenbilanz

Flache in ha
Wohnbaufléache: 21,5
(davon Pflanzangebot) (1,7)
Gemeinbedarfsfléche: 1,5
6ffentliche Griinflache: 6,4
Ausgleichsflache: 3,0
Verkehrsflache: 4,4
Gesamffldache ca. 36,8

12.  Grobe Kostenschéatzung

1. Stra3enbau

ErschlieBungsstraBen 5.620.000,00 DM
2. Be- und Entwdsserung

Schmutzwasserabteilung 1.650.000,00 DM
Niederschlagswasserableitung 2.550.000,00 DM
4.Begriinung

offentliche Griinflachen 840.000,00 DM
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Ausgleichsfléchen 220.000,00 DM
Larmschutzwall 280.000,00 DM
Spielfléchen 150.000,00 DM
Gesamtsumme 11.310.00,00 DM

ca. 11,3 Mio DM netto

Ein Teil der Kosten kann spéter Giber ErschlieBungsbeitrége und Grundbesitzverduf3erungen
evil. auch durch Beitrdge nach Kommunalabgabengesetz ausgeglichen werden.

Hinweis: Mit der 1.2 und 3. Anderung des Bebauungsplanes wurde keine Neuberechnun-
gen vorgenommen, da es sich hier um eine Kostenschétzung handelt und die Baumaf3nah-
men bis auf die Anderungen realisiert wurden.

13.  Umweltvertraglichkeitsprifung

Der Bebauungsplan Nr. 33 ,Brodaer Héhe” schafft die planungsrechtlichilichen Vorausset-
zungen, die eine geordnete stédtebauliche Entwicklung eines Wohngebiet zulassen. Der
Griinordnungsplan beinhaltet neben der Kartierung und Bewertung den Ausgangszustand
der Fléchen. Eine detaillierte Eingriffsbewertung und Regelungen zum Ausgleich- und der
Ersetzbarkeit des Eingriffs wurden im Bebauungsplan festgesetzt.

Die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 beinhaltet bereitgestellte Baufldchen im In-
nenbereich des Bebauungsplanes die den Anforderungen des derzeitigen Baubedarfes
nicht entsprechen. Die Uberwiegend fir den Geschosswohnungbau ausgewiesenen Bauflé-
chen im Innenring werden in den kleinteiligen Einzel- Doppel- und Hausgruppenbau geén-
dert.

GemoB § 2 Abs.3 Nr. 3 i.V.m. Anlage 1 UVPG wurde die Anderung des Bebauungspla-
nes Nr. 33 ,Brodaer Héhe , gepriift. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die vorliegende
Anderung des Bebauungsplanes unter der in der Anlage 1 Punkt 18.7 UVPG vorgegebe-
nen Bemessungsgrenzen liegt und keine weitere Prifung erforderlich ist.

22



	STADT NEUBRANDENBURG
	BEGRÜNDUNG


